
Akteneeichen: I m g a m e n d e e V 0 1 k e s

2.39..-255123. ‘ '
In Sachen

\Telnlcünde-t u o o n o o _n o u u ]. n c . . o . . u . o 9 .

am 160 Dezember 1958
_

Beklagten und Revisionsklägerin,

3,0 g e n

Klägerin und Revisioneheklagte,

hat der 2° Senat des Bundeseozialgeriehts auf
die mündliche Verhandlung vom 16° Dezember 1958„

für Recht erkannt:

Das Urteil des Iendeesozialgerichts Baden—
Württemberg vom 190 September 1956 wird mit

den ihm zugrunde liegenden Feststellungen auf—

gehoben mit Azsnahme der Entscheidung über die

Festsetzung der Gebühr des Prozeßbevollmäch-
tigtcn äer Klägerino

bio Sache wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Lendessozialgericht zu—
?■ßkrezwüpsaßa '

Von Rechts wegen;
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Die Klägerin erlitt am Sonntag, dem 19° Juli 1953 um 19030

Uhr im Chemischen Institut der Universität Heidelberg (Labo—

ratorium Profo Dro Wrxxxxx) beim Reinigen eines Kolbens durch
eine Explosion Verletzungen‚ die den Verlust des linken Auges

zur Folge hatten„ Die Institutsverwaltung berichtete der Be—

klagten9 die Klägerin habe im Juli 1952 das mündliche Chemiker—

Examen abgelegt un sei mit Ende des Wintersemesters 1952/53

exmatrikuliert werden„ Sie sei keine Bedienstete des Instituts,

vielmehr dort als "Diplomendin" bis zum Abschluß ihrer Doktor-

arbeit tätig gewesen„

Die Beklagte lehnte die Gewährung der Unfallentschädigung ab

mit der Begründung9 die Klägerin habe nicht in einem versi—

cherten Beschäftigungsverhältnis zum Chemischen Universitäts—

institutn gestandeno

Die Klägerin führte hiergegen aus, sie sei zur Zeit des Unfal—

les zwar nicht als Institutsassistentin tätig gewesen9 sondern
‘habe an ihrer Diplo■erbeit im Laboratorium gearbeitet; das

Chemikerdiplom datiere von 31° Juli 19530 Der Versicherungs—

sehutz für ihre Tätigkeit im Laboratorium ergebe sich aber aus

S 537 nr„ 13 in Verbindung mit 5 544 Abs„ 2 der Reichsversi—
cherungsordnung (EVO) in der Fassung des Vierten Gesetzes über

Änderungen in der Unfallversicherung (4° ÄndG) vom 180 April

1937 (eesi„‚1937, 1 5° 463)„ Das Sozialgericht (se0) hat die
Klage abgewiesen: Ein Entschädigungsenspruch der Klägerin

setze voraus, aß sie den Unfall als Studentin während einer

vorgeschriebenen praktischen beruflichen Ausbildung erlitten

habe° Die Klägerin sei aber schon exmatrikuliert gewesen9

außerdem sei aus den Beten der Ablegung ihrer mündlichen Prü—

fung und der Ausfertigung des Diplome zu folgern‚ daß sie die

Diplomarbeit zur Zeit des Unf:lles bereits abgeschlossen hatteo

Sofern sie über im Unfallzeit unkt chemische Versuehe für dieL'

Abfassung ihrer IOItorerbeit eng stellt habe, sei hierin nicht
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mehr eine versicherte berufliche Ausbildung zu erblicken°

Mit ihrer Berufung legte die Klägerin eine Bescheinigung

des Prof Dr„ WxxxxXxverD Dieser erklé. rte darin die Klä—

gerin sei am 19„ Juli 1953 noch mit der l‘ertigst llung

ihrer Diplomarbeit beschäftigt gewesen; diese werde in

Heidelberg üblicherweise erst nach Ablegung des mündlichen

Diplomexemens ausgeführt‚ wobei — auch wenn die schriftli—

che Arbeit noch nicht abgs hlossen sei — 6 Monate nach

dem Mündlichen die Exmatrikulation erfolge° Lie Klägerin

habe infolge des Unfalles die schriftliche Arbeit erst im

November 1953 abliefern können und etwa am 20° Dezember

1953 das Diplom erhalten„ Dieses sei auf den ungefähren

Zeitpunkt des Abschlusses der experimentellen Arbeit zu—

rückdatiert wordcno Naeh der mündlichen Diplomprüfung sei

die Klüg erin als unbez;hlte wissenschaftliche 11tarbeite—

rin am Chemischen Zrstitut der Uni versitéit Heidelberg an—

zusehen geweseno Ergänzend zu diesen Angaben wies die

Klägerin noch darauf hin, ihre Eigenschaft als unbezahlte

wissenschaftliche Institutsmitarbeiterin ergebe sich auch

daraus, daß sie in der Veröffentlichung des Instituts über

"Bars tellung von flde1yden sus Carbonsäuren" namentlich

als Mitarbeiterin aufger ührt seio

Das Landeseozialgerieht ( SGO) hat durch Urteil vom 190

September 1956 die Bekls<te dem Grunde nach verur eilt9

den Unfall der Kli ge1.1n \om 10„ Juli 1953 als Arbeitsun—

fall anzuerkennen und ihr die g setslichen Leistungen zu
gewähren° In tatsächlicher Hinsicht folgcrt es — entgegen

der Annahme cMe SG„ — aus den glaubhaftcn9 von Profn Dr0

Mt eben der M1gerin, daß diese imW:x:3xxxxxbest- g;t*„en An
Mallzeitr11znkt mit chemischen Eyperimcnten beschäftigt

hr)

gewesen sei9 die noch der Fertige tellung ihrer schriftli—

chen D i p l o m arbeit dienteno Een lersicherungsschutZ

nach $ 557 Nr„ 1 EVO hat die LS „ verneint: Sie Klugerin
habe nicht in einen m Arbci te Dienst— oder Zehrvcrhältnis

— etwa als unbezahlte wissenscLeft icio lbgbe .terin —

_9

zum Chemischen Universitätsinstituz e;cr zu Erof„ Dro Wxx

xxxx geste nden; Auch unter 3ertcksithigung der Angaben

„4-
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des Erof° Dr° äXxxxxx sei anzunehmen, daß den Hauptzweek

der von der Klägerin angestellten Laboratoriumsversuche die

Fertigstellung ihrer Diplomarbeit gebildet habe und nur ne—

Profo Dr° “xxxxxxxgefördert werden sein Hierneeh entfelle

nicht nur die unmittelbare Anwendung des @537 Hr„ 1 RVO‚

sondern auch die Anwendung des 5 537 Nr° 10 EVO in Verbindung

mit der Vorschrift des 5 537 Nr„ 1 RVO‚soweit sie die auf‘
Grund eines A r b e i t s — oder D i e n s t verhältnisses

Beschäftigten betreffe° — Auch die Voraussetzungen des Ver—

‘sieherungsschutzes nach 5 537 Nr„ 11 RVOhat das LSG° - unter
Bezugnahme auf seine Entscheidung vom 130 Oktober 1954

(seb„ 1956 so 136 = Breithaupt 1955 SO372) - verneinto -
agegen vertritt das LSGo —ebenfalls in Anlehnung an sein

Urteil vom 130 Oktober 1954 — die Ansicht? die Klägerin sei

bei ihren chemischen Experimenten in Universitätslaboratorium

wie ein auf Grund eines Lehrverhältn'sses Beschäftigter tätig

gewordene Ihr Versicherungsselutz ergebe sich daher aus 5 537

Nr„ 10 in Verbindung mit 3 557 Kro 1 RVO‚ soweit sich diese
Vorschrift auf die in einem L e h r verhältnis Beschäftigten

beziehe„ Zur Rechtfertigung dieser Ansicht geht das LSG°

davon aus, daß Chemiestudenten früher bei ihrer Ausbildung in
Hochsehullaborntorien dem Schutz der gesetzlichen Unfallver«

sicherung auf Grund des 5 537 Nr„ 4 c und Nro 13 in Verbindung

mit 5 544 Abso 2 EVO in der.Fassung des 4° ÄndG unterstanden
hätten; gegenüber diesen Rechtsstandpunkt habe die EVO in

der jetzt geltenden Fassung des Sechsten Gesetzes über Ände—

rungen in der Unfallversicherung (6° ÄndG) vom 90 März 1942

(RGBlo 1942 I 80 107) keine Einengung, sondern eher eine syste—

matische Erweiterung des bisherigen Versicherungsschutzes be—

zweckt° Die Klägerin, die nach altem Recht bei ihrer Versuchs—

tätigkeit als Diplomendin versichert gewesen wäre, könne daher

nach dem Sinn des 6° ÄndG nicht schutzlos gestellt sein„ Die
Versuchstätigkeit zur Anfertigung der Diplomarbeit gehöre eben—

so noch zurberuflichen Ausbildung wie etwa die Fertigstellung

eines Geeellenstückeso Wenn auch die Klägerin bei dieser Tätig—

keit wohl in gewissem Umfangs selbständig gewesen sei9 so habe

_5-JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


"!

sie doch zweifellos den allgemeinen Anordnungen des In-

stituts oder des Prof„ Dr„ Kxxxxxx unterstanden° — Das

LSG„ hat die Revision zugelasseno

Gegen das am 100 Oktober 7956 angestellte Urteil hat die

Beklagte am 270 Oktober 1956 Revision eingelegt und zugleich

begründete Das LEGO habe 3 537 EVO unric] tig angewendt;

ein Versicherungssehutz auf Grund dieser Vo ‘schri*t habe

für die Klägerin nicht bestandenu Be 1 ihren weiteren Dar—

_
legungen geht die Beklagte davon aus? die Klägerin sei am

Unfallt% e bereits mit cer Abfassung ihrer Dolztorarbeit

beschäftigt gewesen; Angrifi‘e gegen die tatsachlichen Fest-

stellungen äes LS G trägt die Bek ag„e jedoeh insoweit

nicht vera Die Bekl% te beentra gt‚

das Urteil des LSG° eufzuheben und die Klage

abzuweisen()

Die Klägerin schließt sich der vom LSGO vertretenen Rechts—

auffassung an und beantragt9

die Revision zurückzuweisen‚

II

Die nach 5 162 Abso 1 Nr„ 1 des 802111“‘“10b„„re30tzes (SGG)

stetthafte Revision ist form— und 1r_‚„„crecht eing eleg t

werden() In ihrer Beg*ündung wird als ve11etz te Rechtsnorm

die Vorschrift des @ 537 EVO bezeichnet und allgemein vor—

getragen5> das LSG„ habe 2 Unrecht auf Grund dieser Ver—

schrift einen entsehädigun cpflichtigen Arbeit ouniall der

Klägerin émerke.nntn Hiermit ist den Mindestenforderungen

genügt‚ die an eine sachlich—rechtliche Rüge zur Begründung

einer zugelassenen Revision zu stellen sind (vgl° SozRo SGG

@ 164 Bl„ Da 9 Nr° 27)° Deshalb hatte der Senat das enge—
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foehtene Urteil in vollem Umfange auf Verletzungen des ma—

teriellen Rechts nachzuprüfcn (vgl° BSGo3 SO 180 Ä?8é7)„
ohne daß es hierbei auf das weitere Revisionsvorbringen der

Beklagten ankem„ Der Senat konnte im übrigen dieses Vor—

bringen wegen der Bindung des Revisionsgerichts an die

nicht wirkSam sngegriffenen tatsächlichen Feststellungen

des LSG° (@ 163 sec) nicht berücksichtigeno

Übereinstimmend mit dem LSG° ist der Senat der Ansicht9 daß
ein Versicherungsschutz für die zum Unfall.führende Tätig—

keit der Klägerin nicht aus 5 537 Nr° 1 EVO herzuleiten ist°

Der festgestellte Sachverhalt rechtfertigt nicht die Annahme‚

daß die Klägerin bei der Durchführung ihrer zur Anfertigung

der Diplomarbeit erforderlichen Versuche im Laboratorium

des Chemischen Instituts als versicherte Arbeitnehmerin des

bInstituts oder seines Leiters eschäftigt gewesen sein könnte°

Studierende an Hochschulen sind zwar unter Umständen bei

Tätigkeiten‚ die sie neben dem Studium — insbesondere als

Werkstudenten - ausüben9 gegen Arbeitsunfälle versichert
(vgl„ die von Wickenhagen in BG„ 1956 So 430 angefühteanei—
spiele)o Auf Grund ihres Studiums an sich und dessen mit
der vorgeschriebenen Erüfung stattfindenden Abschlusses sind

sie jedoch nicht bei der Hochschule "beschäftigt" in dem
Sinne, daß der hochschule als Arbeitgebcrin eine Verfügunge—

gewalt über die Arbeitskraft der Studierenden zustünde (vgl°

BuhloBd° 22 So 238 15417; Lauterbach, Unfallversicherung9
20 Auflo9 so 40 a'‚ Anm° 15 zu 5 537)„

Auch die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des 5 557

Nr„ 11 EVO sind — wie das lSG° zutreffend ausgeführt hat —
nicht erfüllto Bei der Auslegung die80r Vorschrift hat sich

das LSG° — wie sich auch aus der Bezugnahme auf sein Urteil

vom 130 Oktober 1954 (aoaooo) ergibt —mit Recht nicht durch
den Erlaß des Reichsarbcitsninisters (BAK) vom 230 Oktober

1943 (ANO 1945 s„ 471 = ruu„ 51 3° 25) für gebunden gehalten;
denn eine authentische Auslegung des Gesetzes kann in Ab—

schnitt 2 dieses Hinisterielerlasses nicht erbliekt werden
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(vgl0 auch BSG„ 6 S„ 252)° Nach @ 537 Hr„ 11 EVO sind ge—

gen Arbeiteunfälle vo1sichert Lernende während der beruf—

lichen Ausbildung und ehrenamtlich Lehrende in Betriebs—

stätten, Jehrver“ftduten Fachschulen9 Berufsfachm und
Berufsschul en9 Schulungs ;ursen und ähnlichen Einrichtun—

gen„ Mit dem LSG„ ist eevon auszugehen, daß für die Grup-

pe der "Lernenden" wie für diejenige der "Lehrenden" der

Vers icherungssclutz gleichermaßen nur mit Bezug auf die

eufgefdhrten „usbildungsstätten gilt° Zutrefie nd hat das

LSG° dem Umstand eueschleggebende Eedeutung beigemcssen9

daß Hochschul en sowie ihre In 3titut e une leboratorien un—

ter.den in 5 537 Nr„ 11 1V uiaez£_i en „usbildungsstät—
ten nicht genannt sind° Sie als "ehnliche “inrichtungen”

im Sinne dieser Vorschrift anzusehen (so Schwinger in

SGb° 1956 So 139) begegnet deshalb von vornherein erheb—

lichen Bedenlf en, we1'l ein so markanter und umfa:sender

Teil des allgemeinen Bildungswesens wie die Hochschulen
keinesfalls im Wege der bloß "entsn preehenden“ Anwendung

einer auf andere Bildungsberei che ausgerichteten Vorschrift

dem Schutz der Unfallversicherung unterstellt werden kanno

Vielmehr ist gerade umgekehrt aus der Art der in @ 537

Nro 11 RVG aufgeführten Aus bildungeeinrichtungen zu fol—

gern9 daß unter einer "beruflichen Ausbildung" im Sinne

dieser Vr schrift nicht die Ausbildung für akademis 3che

Berufe zu verstehen isst„ H'nsichtli0h der "Lernenden" mit

einen :solehen 33exui‘ez.el ve1W\endet das Gesetz den Begriff

“wissenschaftliche Ausbilduh5" (vglo & 172! so ? Nro 5
RVG in der Fassung der 1„ v0 zur Vereinfachung des Lei—

stungs— und Beitre5sre ehts in der Soziolvere ieherung vom
501945), wobei es nicht entscheidend darauf ankommt‚ daß

dieser Begriff im laufe der Jeit SUIÜ'\O“*CÜ'VOIQOH ist und

nunmehr — neben der hierbei im Vordergrund stehenden Aus-

bildung an Hochschulen — auch noch Eeehschulausbildung mit

umfaßt (vglc Breekmenn, Ze Mb eh der Sozielversicherung

Stand Juni 1958‚ So 322 & ffo; Peters, Handbuch der Krane

kenversicherung„ 16° Auflo9 Teil II‚ So 84 — 1, Anno 4 zu
@ 172; Bescheid des RAM vom 110431938; AN„ 1938 Sc 162 :
EuMo 42 s„ 487)„
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Nach Auffassung des Senats geht es auch nicht an, Studierende

an Hochschulen dadurch wenigstens zum Teil als unfallversi-

chert nach @ 557 Nra 11 EVO zu erachten9 daß man zwischen

einem theoretischen und einem praktischen — der Ausbildung

in Lehrwerkstätten, Fachschulen usw„ vergleichbaren » Teil

des Studiums unterscheidet° Eabei kann unerörtert bleibeno
inwieweit etwa für des Studium der Medizin eine Ausnahme

zulässig erscheint9 desgleichenß ob für Hedizinstudenten

bei praktischer Ausbildungstätigkeit die Vorschrift des

5 537 Nr„ 2 EVO in Betracht kennt (vgl° Reichsversicherungs—

amt —RVAo-, Bescheid vom 1909‚19449 EuH„ 51 So 30; OVA„

Kaesel‚ Breitheupt 1955 SO 1061)o Von den hierbei denkbaren

Ausnahmefällen abgesehen? ist unter dem Gesichtspunkt des
5 537 Nr„ 11 EVO eine Zerlegung des HoChschulstudiums

in nichtversicherte theoretische und unfallversicherte prak—

tische Ausbildungeabschnitte abzulehnen° Soweit der Versuch

einer solchen Zerlegung unterncmmen werden ist (vgln Zeihe

in SGbo 1955 So 233)‚ kann er nach Meinung des Senats nicht
überzeugen“ Bonn der Versicherungsschutz für einen Studieren-

den würde hiernach dävon abhängen9 ob dieser sich jeweils

gerade in einem Hörsaal oder aber in einem Laboratorium

aufhälto Unter Umständen könnte die räumliche Einteilung

der Hochschulgebäude - Trennung oder Zusammenfassung von
Hörsälen und Laboratorien — den Versicherungsschutz beein—

flussen° Schließlich kann allgemein seit dem 60 ÄndG eine
Tätigkeit versicherungsrechtlich nicht mehr danach gewertet

werden, ob sie sich in Räumen mit technischer Apparatur

(z„B„ Kliniken9 Laboratorien9 Werkstätten uswc) oder ohne

die Einwirkung solcher Gefehrerxenente (etwa im Hörsaal

oder in der ■bliethek) absp'elt (v5lo Begründung zum 60 ÄndG

in ANO 1942 So 199; Jnntz ebenda 30 209 £ä117)° Demgemäß
ist das Hochschulstudium grundsätzlich als eine Gesamttätig—

keit anzusehen? welche den versicherungereehtliehen Erfor-

dernissen des 5 557 Era 11 EVO nicht entspriéht (im Ergebnis
ebenso Hause in BG„ 1956 80 163)o

Den weiteren Derlegungen„ mit denen das LSG° den Versicherungsw

schutz für die Klägerin aus 5 537 Nr„ 10 in Verbindung mit
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5 537 Nr„ 1 EVO abgeleitet hat9 verr;ehte der Senat sich
nicht enzuschließea„ Zweifelhaft erscheint schon die An—

nahme des LSGO, Chemiestudenten seien bei der Durchfüh—

rung von Ve‘suchen im Universitätslaboratoriun früher auf

Grund von 5 537 Kr„ 4 c? Uri 13 und 5 544 Abs„ 2 EVO in
der Fassung des 40 ÄndG versichert gewesen° Ein sdcher

Versicherungsschutz war zwar hi sichtlich der Medizinstu—

denten anzunehmen, deren Ausbildungslehrgänge in Kranken—

häusern (% 537 Hr° 4 b damaliger Erssung) in der Begrün—

dung zum 40 Linde (AI-h "1;"57 s„ 164) ausdrücklich als "ähn—
liche‚ der beruflichen A1sbildung dienende Einrichtungen"

bezeichnet wurden (vgl° auch RVAO Bescheid vom 8012„19399

AN° 1940 S„ 52 : Enno 46 SO 10)o Ob dies aber nach der da—
maligen Rechtslage auch für Studierendc_andcrer Fakultäten

entsprechend galt, erscheint immerhin fraglich9 obsehon

das RVAQ (vglc Bescheid vom 5„3„1938 — Eump 42'So 268) an—
scheinend geneigt war? praktische Übungen in Hochschulle—

boratorien als versichert anzuschen„ Selbst wenn indessen

nach früherem Recht Studierende der Chemie bei praktischer

Betätigung in Hoehschullsboratorien als unfallvorsiehert

gegolten hätten9 kann nach Ansicht des ;enats dieser Ver-

sicherungssehntz nach dem Inkrafttreten des 6„ ÄndC—onicht
allein mit der Erwägung aufrecht erhalten bleiben9 dieses

Gesetz solle nach seiner üotivierung eine Ausdehnung des

Unfallversicherungssehutzes bringenp deshalb dürfe der

bisherige Versicherungss hutz in keinem Fall eingeschränkt

verden° ■iese auch vom RVAO (Enno 51 St 30} .-‘ allte
Erwägung setzt vielmehr voraus9 daß Wortlaut und systeme—

tischer Aufbau der neuen Gesetzesfassung der Annahme einer

solchen "Besitzstendwetrung" nicht entgegenstehen° Tatsäch—

lich hat jedoch das 60 ■ndG — indem es den Versicherungs—
schutZ'nicht mehr auf besonders unfallgcführdctc Betriebs-

stättcn, sondern auf Tätigkeiten bezog — entgegen dem Vor—

spruch Zu seiner Begründung (A30 1942 So 199) mitunter auch
Einschränkungen des Versieherungsschutzcr mit sich gebracht

(vgl„ zoB„ BSG„ 1 So 258 Ä?627)° Soweit also vor 1942 eine
Unfallversieherung für Studierende wegen besonderer Unfall—

gefährlichkeit bestirnter Ausbildungsstätton enerkeant ge-
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wesen sein sollte9 hätte der Gesetzgeber durch eine entspre—

chende Sonderregelung im 6° ÄndG die Voraussetzungen für die

Weitergeltung dieses Versicherungsschutzes schaffen müssen„

Ob es angebracht war‚ eine solche der heutigen Lage vieler

Studierender (vgl° Franke in Ed„ 1957 Sc 117) Rechnung tragen-

de Sonderregelung nicht in die Torschrift des 5 537 EVO aufzu—
nehmen? konnte vom Senat nicht geprüft werden°

Das LSG° hat diese Gesichtspunkte9 die der Beibehaltung eines

vor 1942 möglicherweise gegebenen Versicherungsschutzes für

Studierende an Hochschulen entgegenstehen‚ nicht genügend be—

rüeksichtigto 3er von ihm gc20gene Vergleich zwischen einem

Studierenden und einen in der Berufsausbildung stehenden Lehr—

ling müßte Weiterhin + was im angefoChtenen Urteil nicht hin—
reichend beachtet wird — folgerichtig dazu führen‚ daß
3 e d e r Studierende - gleich9 eh nature oder geisteswissen—

schaftlicher Fakultät — bei_ a l l e n mit dem Studium zu—
semmenhängenden Tätigkeiten — gleich9 ob im Hörsaal‚ in der

Bibliothek oder in einem Raum mit epezifisch unfallgefährli—

chen Einrichtungen — einem auf Grund eines Lehrverhältnisses

Beschäftigten gleiehgéstellt wird (vglo Haase aoeooo So 165);

denn die Lehrlinge ihrerseits sind nach % 537 Nr° 1 EVO nicht
allein bei'Werkstettarbeit oder sonstigen9 besonders unfallge—

fährdetcn Vorrichtungen, sondern euch bei der theoretischen

Berufsausbildung sowie überhnuyt bei Tätigkeiten aller Art in

Büros uew„ vorsiehertn Davon abgesehen kann nach Auffassung
des Senats des Studium an einer Hochschule grundsätzlich nicht

mit der Ausbildung in einem Lehrverhältnis verglichen'werdeno

Ein Studierender wird nicht wie ein lehrling tätige Beiden
Tätigkeiten ist zwar gemeinsam? daß sie einem Ausbildungszweck

dienen„ Das Lehrverhältnis ist jedoch außerdem dadurch ge—

kennzeichnet, daß ein Lehrling als Arbeitnehmer in fremden
Diensten tätig wird; er leistet zum Zweck seiner Berufsaufbil—

dung abhängige Arbeit (vgl.0 Hueck-Nipperdey‚ Lehrbuch des
Arbeitsrechts, 63 Auflo, 1° Ed„ So 72/73; Kaskel—Dersch9 Ar-

beitsrecht9 5° Aufl°‚ 3; 248; Schnerr va Carolsfeld, Arbeits—

recht9 2° Auflo‚ SO 102)„ In diesem Punkt unterscheidet sich
des Lehrverhältnis so wesentlich vom Schulbesuch (vglo Teutsch
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"Das Beschäftigungsverhältnis als Gr rdlege des gesetzli-

chen Unfallversicherungsschutzes und [es Keftungssonder—

rechts der Unternehmer" 1953; So 24; Kucck—Nippcrdey n„e„Oo

So 73) wie auch vom Hochschulstudium? daß nach Ansicht des

Senats dem vom LSGo angestellten Ve gleich zwischen der

He*stellung eines Gesellenstückes und den Tätigkeiten ei-

nes Chemiestudenten in der Diplemprüfung nicht beige—

pflichtet werden kann„ Der vom LSG° vertretene Stendpunkt„

die Klägerin sei bei äer Durchführung ihrer Laboratoriumsver

suche wie ein auf Grund eines lehrverhältnisses Beschäftig—

ter tätig geworden und damit gemäß @ 537 Nr„ 10 in Verbin—

dung mit Nrn 1 EVO gegen Arbeitsunfall versichert gewesen?
trifft somit nach.Auffaesung des Senats nicht zug

Die Revision ist hiernach begründeto In der Sache selbst

kann der erkennende Senat jedoch nicht entscheiden„ 310

bisher getroffenen Feststellungen er euben nämlich noch

keine abschließende Beurteilung der Frage, ob der Unfall

äer Klägerin nicht etwa unter anderen rechtlichen Gesichts—

punkten doch als Arbeitsunfall anzuerkennen ist„ Tee LSG°

hat nicht hinlänglieh geprüft9 ob die Klägerin bei ihren

für die Anfertigung der Biplomsrbeit ingcstellten Versuchen

wie eine wissenschaftliche Hiterbeiterin des Chemischen

Instituts tätig geworden isto Erof° 1)r0 Wxxxxx3 hat in

seiner dem LSG° vorgelegten Bescheinigung insoweit nicht nur

allgemein seine cersönliche Auffassung von der Stellung der

ne ußert, sondern auch noch besondersKlägerin zum Institu g

e.ß

&
darauf hingewiesen‚ & die Klägerin in der Veröffentlichung

t edes Instituts als L erb iterin genannt uurde° Riese Angaben

hätten das LSG° veranlassen müssen, Profo Er° Vxxxxxx als

Zeugen darüber zu vernehncn, in welchem Auszeß die Mitarbeit

der Klägerin dem veröffentlichten Forschungsbericht ge—
dient hat; ob solche Experimente — falls kein Examenskandi—

dat zur Verfügung gestanden hätte — mit Hilfe von Instituts—

assistenten durchz führen gewesen wären uni ob die Nennung

von Diplomenden$ deren Lrbeiten vom Institut verwertet

wurden‚ in den Institutsveröffcntlichungen allgemein üblich

onecren Lusnehnefüllen e‘folgte„ fach„

war oder nur in ces
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Auffassung des Senats bedarf es allerdings in Fällen der
vorliegenden Art zur Annahme eines Versieherungsschutzes nach

5 537 Hr„ 10 in Verbindung mit Nr„_1 eve des Nachweises be—
sonderer Umstände‚ auf Grund derer die Eörderung der wissen—

schaftlichcn Forschungen so in Vordergrund steht‚ daß daneben

der mit der Anfertigung jeder iiä£ungsarbeit notwendig ver—
bundene Ausbildungszweck zurücktritt° Es erscheint immerhin

nicht völlig ausgeschlossen9 daß es sich bei den in Frage

stehenden Tätigkeiten der Klägerin um einen solchen Ausnahme—

fall gehandelt haben könnte„ Das LSG„ wird Gelegenheit haben„
dies auf Grund der noch enzustellenden Ermittlungen zu beur—

teilcnc

Unter Aufhebung des angefochtenen Urteils war deshalb die Sa—

che zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an des LSG„ zu—

rückzuverweisen (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)„

Die Kostenentseheidung bleibt dem abschließenden Urteil des

LSGO vorbehalteno
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